
BUNDESARBEITSGERICHT 

10 AZR 277/20 
6Sa911/19 
Landesarbeitsgericht 
Hamm 

,,1 Mdt. Z. K.
"II Rücksprache 

Verkündet am 
10. November 2021

Im Namen des Volkes! DGB Rechtsschutz GmbH 
Gewerkschaftliches CerM:rum für 
Revision und Europäisches Recht 

, Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

URTEIL 

Erledigt Fris:en - ,·urcine Bearbeitet 

In Sachen 

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 

....... 5 ................ . 

gegen 

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter, 

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH, Spohrstraße ·5 - 8, 

34117 Kassel, 

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 10. November 2021 durch die Vorsitzende Richterin am Bundes­

arbeitsgericht ..., die Richterin am Bundesarbeitsgericht ..., den Richter am 

Bundesarbeitsgericht ... sowie die ehrenamtliche Richterin ... und den 

ehrenamtlichen Richter ... für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 27. November 2019
- 6 Sa 911/19 - teilweise aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des
Arbeitsgerichts Herford vom 5. Juni 2019 - 2 Ca 64/19 -
unter Zurückweisung der Berufung im Übrigen im Ent­
scheidungsausspruch zu 1. im ersten Spiegelstrich be­
richtigt und teilweise abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 323,84 Euro
brutto nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten
über dem jeweiligen Basiszinssatz aus 208,38 Euro
brutto seit dem 16. Dezember 2018 und aus weiteren
115,46 Euro brutto seit dem 18. Dezember 2018 zu zah­
len.

3. Im Übrigen wird die Revision der Beklagten zurückge­
wiesen.

4. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen! 

1 

2 

3 

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Höhe angemessener Nachtarbeitszu-

schläge nach§ 6 Abs. 5 ArbZG. 

Die Beklagte ist eine in der Rechtsform einer GmbH betriebene Zeitungs- 

vertriebs- und Servicegesellschaft. Sie gehört zu der Unternehmensgruppe 

W. Der Kläger ist bei der Beklagten seit dem 1. Dezember 2013 als 

Zeitungszusteller beschäftigt. Auf Anweisung der Beklagten trug er werktags bis 

spätestens 06:00 Uhr Tageszeitungen aus. Im Zeitraum von September 2018 bis 

April 2019 arbeitete er regelmäßig an allen Werktagen mehr als zwei Stunden in 

der Zeit zwischen 00:00 Uhr und 06:00 Uhr. 

Nach dem Arbeitsvertrag vom 17. Dezember 2013 war die Vergütung 

spätestens am 15. des Folgemonats zahlbar. Darüber hinaus heißt es in diesem 

Vertrag auszugsweise: 
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8. Zinsen aus § 288 Abs. 1, § 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB für den Anspruch auf

die weiteren Zuschläge stehen dem Kläger nach § 187 Abs. 1 BGB jeweils ab 

dem Tag nach Eintritt der Fälligkeit des Vergütungsanspruchs zu (vgl. BAG 

19. Mai 2021 - 5 AZR 420120- Rn. 38). Da die Parteien insoweit den 15. des je­

weiligen Folgemonats bestimmt haben, kann der Kläger Verzugszinsen auf die 

Differenzvergütung frühestens ab dem darauffolgenden Tag verlangen. Der 

15. Dezember 2018 fiel auf einen Samstag, so dass die Verzinsung der Diffe­

renzvergütung für November 2018 erst drei Tage später einsetzte. 

C. Die Beklagte hat nach § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO die Kosten des Rechts-

streits zu tragen. 
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